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Für Geschlechtergerechtigkeit – auch im Alter: djb kritisiert Entwurf zur 

Reform der privaten Altersvorsorge 

Der Deutsche Juristinnenbund e.V. (djb) kritisiert in seiner aktuellen Stellungnahme den Ent-

wurf des Gesetzes zur Reform der steuerlich geförderten privaten Altersvorsorge (pAV-Re-

formgesetz) und warnt vor erheblichen gleichstellungspolitischen Risiken. Der djb lehnt die 

geplanten Änderungen ab, die die Altersvorsorge weiter auf freiwillige private Vorsorgemo-

delle verlagern sollen, da dies strukturelle Ungleichheiten, insbesondere für Frauen, verschär-

fen würde. 

„Die Alterssicherung ist eine zentrale öffentliche Aufgabe, die nicht durch private Anlagepro-

dukte ersetzt werden darf. Frauen drohen durch diese Reform noch größere Nachteile in der 

Altersversorgung,“ betont djb-Präsidentin Ursula Matthiessen-Kreuder. 

Der djb verweist auf den Gender Pension Gap, der laut Statistischem Bundesamt im Jahr 2023 

bei 27,1 Prozent lag. Frauen erhielten im Alter durchschnittlich über ein Viertel weniger Ein-

künfte als Männer. Ohne Hinterbliebenenrenten steigt die Lücke sogar auf 39,4 Prozent. Dies 

liegt vor allem daran, dass Frauen im Laufe ihres Erwerbslebens oft geringere Rentenansprü-

che erwerben – bedingt durch Teilzeitarbeit, schlechter bezahlte Branchen und längere Be-

treuungszeiten. Der djb befürchtet, dass kapitalmarktorientierte Vorsorgeprodukte diese Un-

gleichheit weiter verstärken könnten, da sie vor allem finanzstarke Gruppen begünstigen. 

Der djb kritisiert insbesondere, dass im Reformentwurf keine ausreichende Absicherung von 

Personen mit niedrigen Einkommen, überproportional häufig Frauen, vorgesehen ist. Risiko-

behaftete kapitalgedeckte Produkte gefährden die Lebensstandardsicherung, da sie keine Ga-

rantie für Mindestabsicherung bieten. Steuerzahlerinnen und Steuerzahler dürften nicht dazu 

verpflichtet werden, Produkte zu subventionieren, die im schlimmsten Fall zu Verlusten füh-

ren können. 

„Die Reform darf nicht dazu führen, dass die Absicherung im Alter zur Frage des persönlichen 

Risikos und der Finanzbildung wird,“ erklärt Prof. Dr. Susanne Dern, Vorsitzende der Kommis-

sion Recht der sozialen Sicherung, Familienlastenausgleich im djb. 

Der djb fordert daher, dass die gesetzliche Rentenversicherung als zentrale Säule der Alters-

vorsorge gestärkt und die Gleichstellung in der Alterssicherung gewährleistet wird. Die öffent-

liche Verantwortung für die Altersvorsorge darf nicht zugunsten privater Interessen aufgege-

ben werden. 
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